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Ländliche Regionen - insbesondere sol-
che in peripheren Lagen - weisen meist 
geringe Infrastrukturen in verschiedenen 
Bereichen auf. Auch bezogen auf Migra-
tion bzw. Integrationsangebote ist dies 
in der Regel ein Kennzeichen peripherer 
ländlicher Gebiete. Zudem wurde Migra-
tion in ländliche Räume lange Zeit nicht 
als zu bearbeitendes Thema wahrgenom-
men. Das gilt für Politik, Gesellschaft 
und Soziale Arbeit sowie Migrationsfor-
schung gleichermaßen. Roland Roth weist 
auf einen damit einhergehenden „parado-
xen Effekt“ hin, „dass dort wo Zuwan-
derung demographisch am dringendsten 
nötig wäre, die geringsten institutionellen 
Vorkehrungen bestehen“ (Roth 2013, 25). 
Das hat zur Folge, dass sowohl Kennt-
nisse über die in den ländlichen Regionen 
lebenden Migrant_innen nicht oder nur 
wenig vorhanden sind (vgl. Süß 2011, 7) 
als auch dass Migration als Gestaltungs-
aufgabe und -notwendigkeit häufig nicht 
gesehen wird und entsprechend wenig 
strukturelle Unterstützungs- bzw. Integ-
rationsangebote vorhanden sind. Darüber 
hinaus fehlen an vielen Stellen interkul-
turelle Sensibilität und entsprechende 
Kompetenzen. 

Angesichts demographischer Wandlungs-
prozesse, von denen periphere ländliche 
Regionen häufig in negativer Weise be-
troffen sind, dem damit einhergehenden 
Mangel an (‚qualifizierten‘) Arbeitskräf-
ten und im Zuge eines veränderten Um-
gangs mit Migration (‚Willkommens- und 
Anerkennungskultur‘), sind in den ver-
gangenen Jahren erste Veränderungen zu 
beobachten. Gleichwohl vollziehen sich 
diese Prozesse langsam und nicht in allen 
Kommunen/Landkreisen gleichermaßen. 

Es sind jedoch nicht allein der demogra-
phische Wandel und die damit verbun-
denen wirtschaftlichen Erfordernisse, 
die einen anderen Umgang mit den - in-
zwischen häufig schon seit mehreren 
Jahrzehnten in den ländlichen Regio-
nen lebenden - Menschen mit Migrati-
onshintergrund notwendig machen. Eine 
der grundlegenden Legitimationen von 
Demokratien ist die Ermöglichung der 
Mitwirkung aller an den sie betreffen-
den Entscheidungen. Jenseits formaler 
Fragen wie der des Wahlrechts und damit 
der Frage von Demokratie als Staatsform, 
bedeutet dies, in der Lesart John Deweys, 
dass Demokratie als ‚Lebensform‘ be-

griffen und gestaltet - ‚gelebt‘ - werden 
muss. Damit geht es grundlegend um 
die gemeinsame Gestaltung des Zusam-
menlebens. Migrant_innen bzw. Men-
schen mit Migrationshintergrund, die in 
der Bundesrepublik leben, sind jedoch in 
aller Regel nicht einmal an Diskussionen 
um Migration (und Integration) beteiligt, 
also um Themen, die sie direkt betreffen 
und zu denen sie kompetente Beiträge - 
sozusagen als ‚Expert_innen in eigener 
Sache‘ - leisten könnten. Dies kennzeich-
net „ eine Ungleichheit [...], die überdies 
kaum in Frage gestellt wird“ (Mecheril 
2005, 314). Ähnlich gering ist der gesell-
schaftliche Einfluss von Migrant_innen 
bzw. Menschen mit Migrationshinter-
grund in Bezug auf die Gestaltung des 
Zusammenlebens. Aufgabe von Politik 
und gleichermaßen von Sozialer Arbeit 
ist es, Veränderungen gerade dort her-
beizuführen, wo Menschen minorisiert 
bzw. nicht beteiligt werden, d.h. Integ-
ration oder Inklusion kann nur gelingen, 
wenn die Notwendigkeit einer diversi-
tätsbewussten Gestaltung des Zusam-
menlebens anerkannt und als Aufgabe 
betrachtet wird. Nicht nur, aber auch in 
ländlichen Räumen geht es deshalb um 
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Interkulturelle Kompetenz und Sensibili-
sierung, deren wichtigste Basis eine Ver-
größerung des Wissens über Migration/
Migrant_innen sein könnte, und gleicher-
maßen um Interkulturelle Öffnung, d.h. 
die Schaffung bzw. Verbesserung von In-
klusions- und Partizipationsstrukturen.

In meinem Beitrag beziehe ich mich auf 
Ergebnisse aus einem Forschungsprojekt 
zum Thema „Migration und Inklusion 
in Kleinstädten“1, in dem es um die Ge-
schichte der Migration zum einen und 
die Ermittlung der durchgeführten bzw. 
vorhandenen Integrationsangebote in 
ausgewählten Orten geht (Cloppenburg, 
Cuxhaven, Holzminden). Grundlage war 
eine Literaturauswertung (v.a. Berichte, 
Statistiken, Chroniken) und qualitative 
Interviews mit Personen, die sich haupt- 
oder ehrenamtlich vor allem als Sozial-
arbeiter_innen oder als Vertreter_innen 
von Migrant_innenorganisationen mit 
‚Integration‘ beschäftigen. 

Die aktuelle Situation mit einer großen 
Zunahme von Flüchtlingsaufnahmen 
auch im ländlichen Raum stellt die Kom-
munen und Landkreise dabei vor neue 
Herausforderungen. In diesem Beitrag 
wird es um die Migrant_innen bzw. ihre 
Nachkommen gehen, die als Arbeitsmig-
rant_innen seit den 1960er Jahren und als 
(Spät-)Aussiedler_innen nach 1989 in die 
Bundesrepublik Deutschland eingewan-
dert sind. Anschlüsse für die im Bereich 
der Aufnahme von Geflüchteten dringend 
notwendige Frage der Integration bzw. 
Inklusion sind dabei durchaus denkbar. 

Ausgangslagen - Integration in den 
Untersuchungsregionen 
Der wirtschaftlich prosperierende Land-
kreis Cloppenburg liegt im Nordwesten 
Niedersachsens, hat eine vergleichsweise 
gute Verkehrsanbindung (Autobahn) und 
weist eine Einwohnerzahl von ca. 160.000 
Menschen (die Stadt Cloppenburg ca. 

35.000) mit ansteigender Tendenz auf. 
Die vielen in der Region angesiedelten 
lebensmittel- und vor allem fleischver-
arbeitenden Betriebe bieten ebenso wie 
die anderen kleineren und mittleren Un-
ternehmen im handwerklichen und in-
dustriellen Bereich eher Arbeitsplätze mit 
geringen Qualifikationsanforderungen. 
Cloppenburg hatte nach dem Zweiten 
Weltkrieg eine hohe Zuwanderung von 
Geflüchteten und Vertriebenen. Weitere 
Migration fand im Zuge der Anwerbung 
von Arbeitskräften aus dem Ausland ab 
den 1960er Jahren statt. Zu Beginn der 
1990er Jahre hat Cloppenburg im Ver-
gleich zum Bundesdurchschnitt dann eine 
große Anzahl Spätaussiedler_innen auf-
genommen (vgl. Interview Dierks)2. Für 
diese wurden in den 1990er Jahren vor 
allem von sozialen Einrichtungen eine 
Reihe von Integrationsangeboten einge-
richtet, zum Teil haben aber auch die in 
vor allem in zwei Gemeinden sehr akti-
ven Migrant_innenorganisationen hier 
eine wichtige Funktion übernommen. 
Nach Aussagen der Expert_innen hat 
Cloppenburg vom Zuzug der Aussied-
ler_innen und weiterer Zuwanderung er-
heblich profitiert, dies wird auch in den 
Leitlinien für Integration des Landkrei-
ses (2008) anerkannt: „Zuwanderung hat 
für den Landkreis Cloppenburg bewirkt, 
dass - entgegen dem Bundestrend der de-
mografischen Alterung - der Landkreis 
Cloppenburg die jüngste Bevölkerung 
in Deutschland hat und sich auch damit 
als attraktiver zukunftsorientierter wirt-
schaftlicher Raum darstellt.“ 

Stadt und Landkreis Cuxhaven liegen 
an der Wesermündung und weisen damit 
eine periphere Randlage auf. Durch den 
Rückgang der Bedeutung der Fischerei 
hat Cuxhaven einen wirtschaftlichen 
Umbau zu bewältigen und seit 2003 rück-
läufige Bevölkerungszahlen (2011: Land-
kreis Cuxhaven 198.115, Stadt 48.829 
Einwohner_innen). Landkreis und vor 

allem Stadt sind in verschiedenen his-
torischen Perioden - vor allem den Pro-
speritätsphasen der Fischindustrie - von 
Zuwanderung geprägt worden. Cuxhaven 
hat insofern eine lange Zuwanderungstra-
dition und erscheint auch durch die Lage 
am Meer als ‚weltoffen‘: 
„Ich würde die Cuxhavener nicht als zu-
geschottet empfinden, überhaupt nicht, 
und sie sind ja auch über Jahrzehnte 
daran gewöhnt, dass ihre Gesellschaft 
eben auch Zuwachs erhält, und das wird 
als durchaus positiv empfunden“ 
(Interview Matthies, Z.1115-1119). 
Das Ausländerzentralregister weist für 
den Landkreis am 31.12.2010 einen Be-
völkerungsanteil von 4,06 % aus (vgl. 
Landesamt für Statistik Niedersachsen 
2013: 5). Personen aus Portugal stellen 
mit 1.422 die größte Gruppe dar, gefolgt 
von 1.006 Personen aus der Türkei, 570 
Personen aus Polen und 521 Personen aus 
Spanien. Während in den ersten Jahren 
der Arbeitsmigration wenig bis keine In-
tegrationsangebote in Cuxhaven vorhan-
den waren, weisen Stadt und Landkreis 
diesbezüglich inzwischen insgesamt eine 
breite Palette und vor allem auch eine 
gute Vernetzung zwischen den Einrich-
tungen auf. In der Stadt sind zudem ver-
schiedene Migrant_innenorganisationen 
tätig, von denen der ‚Spanische Elternver-
ein‘ als ausgesprochen aktiv auch nach 
außen dargestellt wird. Die portugiesi-
schen Vereine, „wuseln“ (Interview Re-
deker) hingegen eher für sich.

Stadt und Landkreis Holzminden lie-
gen sehr peripher im Weserbergland, 
einer Region, die in erheblichen Maß 
von den negativen Folgen demographi-
scher Veränderungsprozesse betroffen 
ist (vgl. Engel u.a. 2011). In der Stadt 
Holzminden sind zwei Großunterneh-
men angesiedelt, ansonsten ist die Wirt-
schaftsstruktur durch wenige mittlere 
Unternehmen geprägt. Die wirtschaftli-
che Entwicklung ist rückläufig, gleiches 
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sche Entwicklung auch von Seiten poli-
tisch Verantwortlicher anerkannt wird, 
sind es in Cuxhaven vor allem die sozia-
len Einrichtungen, die sich des Themas 
annehmen und es gestalten. In Holzmin-
den hingegen sind von Seiten der Politik 
im Wesentlichen Reaktionen auf sich zu-
spitzende Situationen festzustellen und 
auch die Träger der sozialen Dienste zei-
gen in der Regel wenig Ambitionen hier 
Abhilfe zu schaffen. Das hat jeweils Fol-
gen für die Gestaltung und Etablierung 
einer Willkommens- oder gar Anerken-
nungskultur. 

Bezogen auf eine inklusive Gestaltung 
des Zusammenlebens gibt es in allen drei 
Kommunen und auch den Landkreisen 
insofern noch erhebliche Spielräume. 
(Politische) Partizipation, Interkulturelle 
Öffnung von Verwaltung und Gesell-
schaft und Interkulturelle Kompetenz von 
Mehrheits- und Migrationsbevölkerung 
könnten insofern sowohl bezogen auf das 
aktuelle Zusammenleben als auch hin-
sichtlich der notwendigen Inklusion wei-
terer Migrant_innen noch stark ausgebaut 
werden. Dies ist, wie andere Beispiele 
zeigen, in ländlichen Regionen durchaus 
typisch. Das bedeutet auch, dass „Integra-
tionsleistungen bislang überwiegend von 
den Zuwanderern selbst erbracht wur-
den“ (Happel 2011, 87). Hierbei spielen 
häufig die Migrant_innenorganisationen 
eine zentrale Rolle: „Selbsthilfe entsteht 
dort, wo die Hilfe von außen unzurei-
chend ist.“ (Geiling et al. 2011, 240). 
Gleichzeitig entstehen damit Strukturen 
neben den Regelangeboten bzw. den Ge-
sellungsformen der Mehrheitsgesellschaft 
und die Beteiligungsinteressen von Mig-
rant_innen werden in „einflussarme Par-
allelstrukturen (Integrationsbeiräte etc.) 
abgedrängt“ (Roth 2013, 25). Insofern 
geht es zum einen um die Anerkennung 
der Leistungen der Migrant_innenorgani-
sationen (vgl. Geiling et al. 2011, 22) und 
zum anderen darum, die gesellschaftli-

chen und staatlichen Organisationen für 
Menschen mit Migrationshintergrund zu 
öffnen. 

Dies bezieht sich nicht zuletzt auf die (po-
litische) Beteiligung von Menschen mit 
Migrationshintergrund, die in den Land-
kreisen/Kommunen ebenso unterschied-
lich gestaltet ist. In Cuxhaven gibt es seit 
2005 einen ‚Runden Tisch Migration‘, 
im Landkreis Cloppenburg seit 2000 ein 
‚Netzwerk Integration‘, beide unter Be-
teiligung kommunaler Stellen. In Holz-
minden gibt es ein von der Hochschule 
begleitetes Sozialraumprojekt, in dem 
ein ‚Koordinationskreis Migration‘ ge-
gründet wurde, der unter Mitwirkung von 
Personen vor allem mit türkischem Mig-
rationshintergrund versucht, beim Land-
kreis einen Migrationsrat zu installieren.

Interkulturelle Kompetenz und 
Interkulturelle Öffnung 
Unter Interkultureller Kompetenz wird 
die Fähigkeit verstanden, „mit natio-
ethno-kultureller Pluralität angemessen 
und konstruktiv umgehen zu können“ 
(Mecheril 2005, 323). Dabei geht es nicht 
um ein „technokratisches Vermögen“ 
(Mecheril 2005, 325), sondern darum, 
Ein- und Ausschließungen konsequent 
und stetig einer Reflexion zu unterziehen 
sowie das Handeln bzw. die Strukturen 
entsprechend anzupassen. Dies bezieht 
sich zum einen auf die Mehrheitsgesell-
schaft, sie bezieht aber ebenso die mig-
rantische Bevölkerung ein, da auch von 
ihnen Fähigkeiten zum angemessenen 
Umgang mit natio-ethno-kultureller Plu-
ralität verlangt werden, die nicht in jedem 
Fall bereits vorhanden sind. Hier jedoch 
geht es darum, nicht wiederum zwei un-
terschiedliche Gruppen zu bilden, son-
dern Strukturen und damit Angebote so 
zu gestalten, dass sie für alle (die daran 
teilnehmen wollen) offen sind. Während 
dies in Bezug auf die Gesellschaft we-
sentlich durch Bildungs- und Begeg-

plan verabschiedet. Integration wird darin 
eingangs als „kommunale Querschnitts-
aufgabe“ definiert, die ressortübergrei-
fend stattfinden soll. Damit wird dem 
Thema einerseits eine hohe Bedeutung 
zugeschrieben, andererseits aber auch 
riskiert, dass Integration das Schicksal 
der anderen Querschnittsthemen teilt - 
nämlich untergeht. Mit der Unterstützung 
lokaler Netzwerke sollen die gesellschaft-
lichen, politischen und wirtschaftlichen 
Akteure bzw. deren Aktivitäten besser 
vernetzt werden. Als dritter Punkt wird 
die auch im Nationalen Integrationsplan 
geforderte Interkulturelle Öffnung der 
Verwaltung angesprochen, mit der eine 
Steigerung des Anteils von Menschen mit 
Migrationshintergrund in der Verwal-
tung sowie Fortbildungen der Mitarbei-
ter_innen in Interkultureller Kompetenz 
intendiert sind. Des Weiteren geht es um 
die Förderung des Engagements von Mi-
grant_innen und die stärkere Einbindung 
von Menschen mit Migrationshintergrund 
in politische Entscheidungen, darum, die 
Wahrnehmung von Bildungsangeboten zu 
verbessern und flankierende Maßnahmen 
zur beruflichen Integration zu ergreifen. 
Mittels Quartiersmanagement und Netz-
werkbildung sollen Stadtteile mit Integ-
rationsdefiziten unterstützt werden. Der 
Bedeutung von migrantischen Ökono-
mien soll Rechnung getragen werden, 
wobei die Vorschläge hier eher vage blei-
ben. Wichtig ist zudem die Stärkung des 
Engagements gegen Fremdenfeindlich-
keit und die Verbesserung der Informa-
tion über sowie die Dokumentation und 
Evaluation der bestehenden Angebote. 

Weitere (Handlungs-)Empfehlungen lie-
gen inzwischen in verschiedenen Varia-
tionen vor, wobei sich die Kernpunkte 
ähneln: Es geht vor allem um bewusste 
Planung, Übernahme von Gestaltungs-
verantwortung, Interkulturelle Öff-
nung, Vernetzung von Akteur_innen 
unter Einbeziehung von Migrant_innen 

sowie die deutliche Zurückweisung und 
ggf. Verfolgung rechtsorientierter und 
fremdenfeindlicher Übergriffe (vgl. u.a. 
Aumüller/Gesemann 2014, 178f.). 

Soziale (Integrations-)Arbeit 
auf dem Land 
Im Koalitionsvertrag der Bundesregie-
rung aus dem Jahr 2009 wird festgehal-
ten: „Integration vollzieht sich in erster 
Linie in den Kommunen.“ „Hier finden 
die konkreten Begegnungen von Men-
schen statt, die sich in Bezug auf ihre 
Migrationsgeschichten, ethnischen Her-
künfte, sozialen Milieuzugehörigkeiten, 
politischen Weltanschauungen und religi-
ösen Orientierungen unterscheiden: Hier 
zeigen sich die Erfolge, aber auch die De-
fizite einer Integration von Zugewander-
ten.“ (Gesemann 2011, 27) 

Auch wenn grundsätzlich Politik gefor-
dert ist, können, wie das Beispiel aus 
Cuxhaven zeigt, Einrichtungen und Trä-
ger der Sozialen Arbeit durchaus Maß-
nahmen und Angebote anstoßen und 
Strukturen aufbauen. Prinzipiell ist So-
ziale Arbeit ohnehin mit einer Reihe von 
Fragen und Herausforderungen konfron-
tiert, die sich in diesem Zusammenhang 
stellen: Beratung, Unterstützung, Bildung 
und Begleitung, Förderung von Selbst-
hilfe und Partizipation für Individuen, 
Gruppen und Gemeinwesen - und nicht 
zuletzt Interkulturelle Öffnung der Re-
geldienste. Soziale Arbeit hat gute Vo-
raussetzungen für die Schaffung von 
Strukturen und Gelegenheiten, in denen 
Integration - als gemeinsamer Prozess 
von Aufnahmegesellschaft und Mig-
rant_innen - initiiert und gestaltet wer-
den kann. Dabei kann sie auf langjährige 
Erfahrungen beispielsweise aus der Ju-
gendarbeit in ländlichen Räumen zurück-
greifen, in denen u.a. festgestellt wurde, 
dass Beteiligung am ehesten geschieht, 
„indem Beteiligte miteinander aushan-
deln, was zu tun ist, weil nur so wirkliche 

gilt für die Bevölkerungszahlen. Holz-
minden verfügt historisch über eine kurze 
Zuwanderungstradition: „Man lebte […] 
jahrhundertelang weitgehend unter sich 
im Kreise der Bürger, die hier geboren 
waren“ (Kretschmer 1981, 7). 2010 zählte 
der Landkreis Holzminden 73.240 Ein-
wohner_innen (die Stadt am 31.12.2011 
19.939). Die Bevölkerungsfortschreibung 
gibt für den Landkreis Holzminden am 
Stichtag 31.12.2011 4.893 Ausländer_
innen an, davon 2.405 männlich und 
2.488 weiblich. Danach stellen 1.181 
Personen aus der Türkei im Landkreis 
die größte Gruppe von Menschen mit 
ausländischer Staatsangehörigkeit dar. 
Insgesamt gibt es hier nur wenig Wissen 
um Migration bzw. die Migrant_innen, 
die in der Region leben. Daneben sind  
kaum bzw. immer wieder unterbrochene 
Bemühungen zu beobachten, Struktu-
ren der Integrationsarbeit aufzubauen. 
Die Versuche, Strukturen zu schaffen, 
gehen auf Initiativen Einzelner zurück. 
Im Juli 2015 wurde beim Landkreis Holz-
minden (wie auch in den anderen nieder-
sächsischen Landkreisen) eine 50%-Stelle 
(aus Landesmitteln) für eine Koordinie-
rungsstelle Migration und Teilhabe ein-
gerichtet, der nominell eine Vielzahl 
von Aufgaben (u.a. Konzepterstellung 
für Migration und Teilhabe, Standortana-
lyse, Begleitung und Bündelung ehren-
amtlicher Aktivitäten) zugewiesen sind. 
Die Stelleninhaberin hat  2015 jedoch - 
zumindest zeitweise - Aufgaben in der 
Betreuung und Unterbringung von Ge-
flüchteten übernommen. 

Bereits dieser kurze Überblick macht 
deutlich, dass die untersuchten Land-
kreise/Kommunen sich in Bezug auf die 
Gestaltung von Integration und das Zu-
sammenleben von Migrant_innen und 
‚Einheimischen‘ stark voneinander un-
terscheiden. Während in Cloppenburg 
die Migrationstatsache weitgehend und 
in ihrer Bedeutung für die demographi-

nungsangebote angeregt werden kann, 
haben die politisch Verantwortlichen hier 
eine andere Gestaltungs- und damit auch 
Vorbildaufgabe (vgl. Schader-Stiftung 
2011, 21). Die Ergebnisse verschiedener 
Untersuchungen zeigen an, dass dort, wo 
sich Bürgermeister_innen, Landrät_innen 
oder auch Dezernent_innen der Aufgabe 
der Gestaltung von Diversität widmen, 
dies eher in strukturelle Verankerungen 
mündet als in Kommunen/Landkreisen, 
in denen die Entscheidungsträger_innen 
dies nicht tun. Damit ist eine zentrale 
Aufgabe - die auch im Kontext von Will-
kommens- und Anerkennungskultur ge-
nannt wird - die interkulturelle Öffnung 
von politischen Strukturen und Verwal-
tungen sowie eine ständige Einbeziehung 
der Bevölkerung, da „Integrationspolitik 
nicht ohne gesellschaftliche Beteiligung“ 
(Schröer 2011, 7) funktioniert. In kom-
munalen Integrationskonzepten sollen 
daher zwei unterschiedliche Perspektiven 
Berücksichtigung finden: 1. die Perspek-
tive von Kommune/Landkreis (Integrati-
onskonzept als strategisches Instrument 
für die Kommunalverwaltung) und 2. die 
Perspektive von Gesellschaft  (Integrati-
onskonzept als Basis für Dialog und Be-
teiligung) (vgl. Schröer 2011, 6).

Interkulturelle Öffnung meint in Bezug
auf Institutionen einen bewusst gestalte-
ten Prozess der Organisations-, Personal-
und Qualitätsentwicklung; dazu gehören: 
Informations- und Sensibilisierungsange-
bote für Mitarbeiter_innen, die Überprü-
fung und Veränderung von Zugängen und 
Zugänglichkeit sowie die Einstellung von 
Mitarbeiter_innen mit Migrationshinter-
grund - und dies in allen Bereichen und 
auf allen Hierarchieebenen (vgl. Aumül-
ler/Gesemann 2014, 12ff.). 

Der Deutsche Städte- und Gemeindebund 
hat bereits im Jahr 2011 „Zehn Empfeh-
lungen für die Integration“ (DStGB 2011) 
als Beitrag zum Nationalen Integrations-
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unterschiedliche Integrationsverständ-
nisse im Gespräch miteinander abgeklärt 
und überprüft werden können. Fachliche 
Arbeit kann diesen Prozess durch Un-
terstützung und Gegenwirkung beglei-
ten: Unterstützung zum Beispiel durch 
Angebote von Vorhaben, die Teilhabe 
am gesellschaftlichen und öffentlichen 
Leben ermöglichen; Gegenwirkung zum 
Beispiel durch Aufklärungsarbeit gegen-
über Vorurteilsstrukturen.“ (Hopmann/
Rabe 2000, 104) 

Dabei ist es wichtig, dass Soziale Ar-
beit die jeweiligen Spezifika des länd-
lichen Gemeinwesens beachtet, d.h. u.a. 
sozialhistorische Prägungen oder auch 
die Migrationsgeschichte einer Region 
und daraus gewachsene Einstellungen 
(vgl. Schader- Stiftung 2011, 54f.). Leon 
Ginsberg stellt in der Einleitung zu dem 
von ihm herausgegebenen Band „Social 
Work in Rural Communities“ zunächst 
fest, dass als erstes Prinzip Sozialer Ar-
beit mit ländlicher Bevölkerung und in 
ländlichen Gebieten gilt, dass sie einfach 
gute Soziale Arbeit ist, die die Umgebung 
beachtet und reflektiert, in der sie ausge-
übt wird (vgl. Ginsberg 2004, 4f.). 

Dabei bieten ländliche Regionen durch-
aus Vorteile und Chancen, aber auch 
Risiken bzw. Herausforderungen (vgl. 
Wagner 2011): 
• Integrationspolitik und entsprechende 
Angebote und Maßnahmen sowie ein Be-
wusstsein für deren Notwendigkeit ist 
nicht immer vorhanden; 
• Informiertheit, politische Entscheidun-
gen und Einstellungen von Ortsautori-
täten haben Einfluss auf die Gestaltung 
von Integrationspolitik und Maßnahmen 
- und damit auf die Chancen zur Integra-
tion für die Zugewanderten; 
• Überschaubarkeit, die mit sozialer Öf-
fentlichkeit/Kontrolle einhergeht; 
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